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Russlands Politik bzgl. Energiesicherheit

Der  Westen  hat  sich  dazu  entschlossen,  warnende  Anzeichen  nicht  zu
beachten, welche vor dem Vorfall in der Kerch Strait auftauchten. Eine
grundlegende Warnung erfolgte im Frühjahr 2018, als Russland Teile der
Ostsee für eine Feuerprobe der Navy gesperrt hatte. Dies beeinträchtigte
den Luft- und Schiffsverkehr im Gebiet der Ostsee. Noch wichtiger aber
war, dass die Übung absichtlich auf der geplanten Route von Nord Stream
2 stattfinden sollte. Diese Pipeline, so sie je vollendet wird, würde zu
einem  Eckpfeiler  der  Energie-Infrastruktur  werden.  Hinsichtlich
Kapazität würde sie die Nord Stream 1-Pipeline ergänzen. Das Volumen
beider Pipelines zusammen würde es Russland ermöglichen, insgesamt 110
Milliarden Kubikmeter Gas unter der Ostsee direkt in das Zentrum des
deutschen Gasmarktes zu pumpen. Noch wichtiger ist, dass Nord Stream 2
es  Russland  gestatten  würde,  Gaslieferungen  für  andere  europäische
Verbraucher umzuleiten, wohin es heute noch durch Pipelines via der
Ukraine strömt. Dies hätte nachteilige Auswirkungen auf die Wirtschaft
der Ukraine. Transit-Gebühren und Abgaben Russlands für die Durchleitung
durch das Staatsgebiet der Ukraine verschafften Kiew Einnahmen in Höhe
von etwa 3 Milliarden Dollar pro Jahr. Nur zum Vergleich: Die Ausgaben
für  das  Militär  in  der  Ukraine  beliefen  sich  auf  insgesamt  3,6
Milliarden  Dollar.

Nord Stream 2 würde es Russland auch gestatten, seinen Griff auf den
europäischen Gasmarkt neu zu beleben. Zeit ist der Schlüssel in diesem
Spiel,  durchläuft  doch  der  globale  Gasmarkt  derzeit  strukturelle
Änderungen.  Dank  der  Schiefergas-Revolution  haben  die  USA  Russland
bereits als den weltgrößten Gas-Erzeuger überflügelt. Gas ist ein immer
stärker gehandeltes Gut dank der rapiden Entwicklung von Flüssiggas-
Terminals (LNG). Im Gegensatz zur allgemeinen Ansicht hat das Jahr 2018
gezeigt, dass amerikanisches Flüssiggas durchaus wettbewerbsmäßig gegen
russisches  Gas  nach  Europa  bestehen  kann.  Tatsächlich  hat  Polen  im
vorigen Jahr drei langfristige Verträge für die Lieferung amerikanischen
Flüssiggases abgeschlossen.

Russland  muss  seinen  Kampf  gegen  neue  Versorger  und  Infrastruktur-
Projekte verstärken, welche dessen Stellung unterminieren könnten. Um
dieses  Ziel  zu  erreichen  und  seine  außenpolitische  Agenda
voranzutreiben, stützt sich Moskau auf drei grundlegende Pfeiler.

Erstens, man muss gegen Propaganda und Falschinformationen vorgehen. Die
jüngsten  mitteleuropäischen  Bemühungen  zur  Diversifizierung  riefen
heftige Kritik in Medienportalen und sozialen Medien-Kanälen hervor,
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welche  von  Moskau  gesponsert  werden.  Und  das,  obwohl  diese
Diversifizierung voll mit den Zielen der Energie-Union der EU vereinbar
ist. Man versuchte zu kolportieren, dass LNG-Lieferungen nach Europa
sich nicht rechnen würden. Derartige Behauptungen wurden von Vielen
verworfen,  darunter  Piotr  Woźniak,  Direktor  der  Polish  Oil  and  Gas
Company.  In  vielen  Verlautbarungen  unterstrich  er,  dass  Preis-
Vereinbarungen von LNG aus den USA dieses Gas um 20 bis 30 Prozent
billiger machen als russisches Gas, das via Weißrussland nach Polen
strömt.

Zweitens, die Anwendung des „Opera Pricing“-Verfahrens – je näher man
sich befindet, desto mehr zahlt man. Tatsächlich ist es so, dass Länder,
die  traditionell  gute  politische  Beziehungen  zu  Russland  pflegen,
relativ niedrige Preise für ihre Gasimporte zahlen, während jene mit
anderen politischen Präferenzen höhere Preise zahlen müssen. Heute steht
hierbei die Ukraine im Mittelpunkt. Während der Amtszeit von Präsident
Janukowitsch, stellte Gazprom 268,5 US-Dollar pro 1000 Kubikmeter in
Rechnung, heute zahlt die Ukraine 485 US-Dollar für die gleiche Menge,
das ist eine Steigerung um über 80%.

Und  schließlich  ist  da  noch  die  Einbeziehung  der  Energiepolitik  in
Russlands breiter gefasste Hybrid-Kriegführung. Bzgl. Gas verlässt sich
Russland darauf, Länder einzuschüchtern, welche übermäßig abhängig sind
von russischen Lieferungen, hauptsächlich durch Kürzung der Lieferungen.
Russlands Aktivitäten im Energiesektor sind gekennzeichnet durch Cyber-
Angriffe. Seit dem Jahr 2014 hat Russland die Ukraine zu einem Testfeld
gemacht  für  offensive  Cyber-Aktivitäten.  Grundlegende  Energie-
Infrastrukturen  wurden  zur  primären  Zielscheibe.  Die  Kontrolle  über
Stromsysteme und Kernkraftwerke erlaubt es Hackern, die Stromversorgung
der Ukraine zu kappen. Die in der Ukraine ausprobierten Verfahren werden
später auf Einrichtungen der Alliierten übertragen. Anfang 2018 warfen
die USA Russland vor, eine Reihe von Cyber-Attacken auf Kraftwerke und
Netze  auf  dem  Territorium  der  Alliierten  in  Europa  und  den  USA
vorgenommen  zu  haben.

Was kann die internationale Gemeinschaft tun?

Russlands aggressive Energiepolitik stellt ebenso wie die Bereitschaft
zum Einsatz militärischer Mittel zum Schutz kritischer Infrastrukturen
eine ernste Bedrohung der NATO, deren Alliierten und Partnern dar. Die
NATO ist keine Energie-Organisation – und wird es auch nie sein. Aber
dennoch können Entwicklungen im Bereich Energie bedeutende politische
und Sicherheits-Implikationen aufweisen. Daher sollte man sich bei der
NATO und deren engsten Alliierten drei Elemente überlegen.

Erstens  und  am  Wichtigsten,  man  muss  der  Energiesicherheit  bei
politischen Konsultationen bei der NATO viel mehr Aufmerksamkeit widmen.
Jene Diskussionen sollten dazu dienen, die Aufmerksamkeit auf Russlands
Gebrauch  von  Energie  als  ein  Druckmittel  in  dessen  Außen-  und
Sicherheitspolitik  zu  erhöhen,  vor  allem  an  dessen  östlicher



[westlicher?]  und  südlicher  Flanke.  Die  Diskussionen  sollten  auch
helfen,  Russlands  Mythen  und  Propaganda  bzgl.  Energiesicherheit  zu
widerlegen.  Eine  Visite  des  Nordatlantischen  Rates  bei  einem  LNG-
Terminal im Gebiet der Ostsee könnte hilfreich für das Erreichen beider
Ziele  sein.  Außerdem  sollte  die  NATO  regelmäßig  die  Ukraine
konsultieren, wenn es um Energiesicherheit geht. Dieses Thema sollte
Eingang finden in die Arbeit der NATO-Ukraine-Plattform, um gegen die
Hybrid-Kriegführung wirksam vorzugehen.
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Dieser Beitrag stammt aus einem Rundbrief der GWPF. Der ganze Beitrag
steht hier.
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